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Die als „Hartz-Gesetzgebung“ bekannten Gesetze 
zur aktivierenden Neuausrichtung der deutschen 
Arbeitsmarktpolitik tragen das Versprechen „mo-
derner Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ im Titel. 
Wie weit aber Dienstleistungsqualität eine ernst zu 
nehmende strategische Option für die Ausrichtung 
der öffentlich-rechtlichen arbeitsmarktpolitischen 
Institutionen (Bundesagentur, SGB II-Träger) dar-
stellt, muss heute – gut vier Jahre nach Inkrafttreten 
der ersten drei „Hartz-Gesetze“ – als höchst ungesi-
chert gelten: Der politische Diskurs hierzu ist wenig 
eindeutig und auch der Stand der Arbeitsmarktfor-
schung auf diesem Gebiet ist in hohem Grade dis-
parat.

Zwei sehr unterschiedlich angelegte Projekte aus 
dem SOFI-Forschungsschwerpunkt „Sozialmodell“ 
setzen hier an. Sie beschäftigen und beschäftigten 
sich mit der Frage, was „moderne Arbeitsmarkt-
dienstleistungen“ ausmachen sollte und wie es um 
die Arbeitsverwaltung als Dienstleister tatsächlich 
bestellt ist.  

Der „Monitor Arbeitsmarktpolitik“ ist ein von der 
Hans–Böckler–Stiftung und der Otto–Brenner Stif-
tung gefördertes Transferprojekt (siehe Kasten S.2). 
Es soll die Umsetzung der neuen Arbeitsmarktge-
setze (Hartz I bis IV) kritisch begleiten, Ergebnisse 
aus der Evaluation dieser Gesetze problemorientiert 
kommentieren und den Stand der Arbeitsmarktfor-
schung an gesellschaftliche Akteure vermitteln - ins-
besondere an Träger der Mitbestimmung. Re-Ana-
lyse und Aufbereitung der empirischen Forschung 
Dritter sowie die Identifizierung von Forschungs-
lücken stehen hier im Zentrum. Als Medium des 
Transfers dienen vor allem die projekteigene Web-
site (monitor-arbeitsmarktpolitik.de), Newsletter, 
thematische Tagungen und Workshops sowie Refe-
rate auf arbeitsmarktpolitischen Veranstaltungen. 

Bei dem zweiten - bereits abgeschlossenen - Projekt 
„Neue soziale Dienstleistungen nach SGB II“ handelt 
es sich um eine im Auftrag des IAB durchgeführte 
empirische „Konzeptstudie“ (siehe Kasten S. 3). Hier 
wurde an drei Standorten in der Bundesrepublik 
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Fortsetzung von S. 1

die Methode einer Längsschnittbe-
obachtung der Fallbearbeitung bei 
Trägern der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende erprobt. Der mögliche 
Erkenntnisgewinn und die Voraus-
setzungen für die Übersetzung in 
eine dann repräsentative Folgestu-
die wurden geprüft. Die empirischen 
Ergebnisse dieser Studie, in der die 
Bearbeitung von 20 Fällen „erwerbs-
fähiger Hilfebedürftiger“ über einen 
Zeitraum von 5 Monaten im Verlauf 
erfasst wurde, werden demnächst als 
IAB-Forschungsbericht erscheinen. 

Stand der bisherigen  
Arbeitsmarktforschung

Für den unbefriedigenden Stand der 
bisherigen Arbeitsmarktforschung zur 
Qualität öffentlich-rechtlicher Vermitt-
lung und Beratung zeichnen mehre-
re Gründe verantwortlich:  Ein erster 
Grund liegt in der grundsätzlichen 
Ausrichtung der Evaluationsvorhaben 
zur neuen Arbeitsmarktpolitik. So kon-
zentrierte sich die erste Generation 
der vom Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) in Auftrag gege-
benen  Evaluationsprogramme auf die 
Umsetzung der vom Gesetzgeber for-
mulierten Rahmenvorgaben für  Ver-
mittlungsprozesse. Untersucht wurde 
die Einführung neuer und die Modifi-
zierung bestehender arbeitsmarktpo-
litischer Instrumente – auch im Hin-
blick auf ihre Wirksamkeit (Effektivität) 

und ihren kostenbewussten Einsatz 
(Effizienz). Eigens auf die Qualität der 
Vermittlungsberatungsprozesse zie-
lende Evaluationskriterien sucht man 
hier vergebens. Entsprechend findet 
sich in den Ergebnisberichten dieser 
Evaluation nur wenig an Befunden 
zur Prozessqualität der Vermittlungs-
dienstleistungen. Allerdings deuten 
insbesondere die Studien zum Umbau 
der Bundesagentur und zur Vermitt-
lung zweierlei an: Zum einen hat sich 
danach die „Servicequalität“ verbes-
sert, d.h. Anliegen Arbeitsuchender 
werden schneller bearbeitet, und sie 
erhalten schneller Termine 
für ungestörte Gespräche 
mit Fachkräften. Zum an-
deren aber gibt es Hinweise 
auf erhebliche Mängel in 
der Fallbearbeitung just an 
jenen Stellen, an denen die 
für eine Dienstleistungs-
beziehung konstitutive 
Ko-Produzentenrolle der 
Arbeitsuchenden deren ak-
tive Mitwirkung zwingend 
erfordert (z.B. bei der Ein-
gliederungsvereinbarung). 
Vor diesem Hintergrund 
wird in den Resümees dieses Teils der 
Hartz-Evaluation betont, dass nun-
mehr die „Qualität der Vermittlung“ in 
den Mittelpunkt – sowohl der BA-Re-
organisation als auch der Forschung 
– zu rücken habe.

„Black Box“ der Fallbearbeitung 

Ein zweiter Grund liegt in Umfang 
und Anlage späterer Studien, die sich 
explizit mit der Qualität der Vermitt-
lungsberatungsprozesse befassen. 

Inzwischen gibt es einige wenige 
– vom IAB beauftragte – empirische 
Studien, die mit unterschiedlichen 
methodischen Ansätzen einen Blick in 
die „Black Box“ der Fallbearbeitung im 
SGB III und im SGB II geworfen haben. 
Hinzu kommt noch die zweite, auf die 
Evaluation der sogenannten „Experi-
mentierklausel“ im SGB II gerichtete 
Generation der Evaluation im Auftrag 
des BMAS. Das politische Erkenntnis-
interesse gilt hier eigentlich der Frage, 
ob die Mischverwaltung der Arbeits-
gemeinschaften (ARGEn) von Agen-
turen für Arbeit und Kommunen oder 

die nach § 6a SGB II zugelassenen 
kommunalen Träger das bessere Or-
ganisationsmodell der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende abgeben. 
Doch immerhin wird in einem der vier 
Untersuchungsfelder ebenfalls die 
Fallbearbeitung – und damit auch die 
Art der Dienstleistungsbeziehung    in 
den Blick genommen. Schließlich ist 
eine von der Hans-Böckler-Stiftung 
finanzierte und vor kurzem vom iso-
Institut Saarbrücken begonnene Stu-

Monitor Arbeitsmarktpolitik  
– ein Projekt zur wissenschaft-
lichen Begleitung der Umset-
zung der Hartz-Gesetze I bis IV.

Gefördert von der Hans-Böckler-
Stiftung und der Otto-Brenner 
Stiftung

Laufzeit (incl. bewilligter 
2. Phase): 12/2005 bis 3/2009

Projektteam: 
Dr. Peter Bartelheimer (SOFI), 
Dr. Volker Baethge-Kinsky (SOFI), 
Dr. Alexandra Wagner (FIA, Berlin)

Website : 
monitor-arbeitsmarktpolitik.de

Impressum

Die	Mitteilungen aus dem SOFI erscheinen	dreimal	im	Jahr.	

Herausgeber:	Soziologisches Forschungsinstitut (SOFI) an der Georg-
August-Universität Göttingen, Friedländer Weg 31, 37085 Göttingen, Tel.: 
(0551) 52205-0, E-Mail: sofi@sofi.uni-goettingen.de, Internet: http://www.
sofi.uni-goettingen.de

Redaktion	und	Layout:	Dr. Martina Parge, PARGE PR

Die Mitteilungen aus dem SOFI sind auf der Website des SOFI 
(www.sofi.uni-goettingen.de) als PDF-Download erhältlich und können 
online auf der Webpage abonniert werden. 	



TiTelThema 

3

die zu erwähnen, die sich auf die Hos-
pitation bei Vermittlungsprozessen 
von Arbeitsagenturen stützt. Jede der 
Studien weist freilich spezifische Stär-
ken als auch Beschränkungen auf: So 
erlaubt die iso-Studie Einblicke in die 
Interaktion von Fachkräften und Adres-
sat/innen in Agenturen für Arbeit: Sie 
zeigt  laut Volker 
Hielscher, dass das 
beobachtbare Ab-
sinken fachlicher 
Q u a l i f i k a t i o n e n 
der Vermittler/in-
nen – etwa durch 
die  wachsende 
Zahl von „Quer-
einsteiger/innen“ 
ohne grundstän-
dige Ausbildung 
– durchaus funk-
tional ist für die 
Art der Leistungs-
erbringung, die nach dem betriebs-
wirtschaftlich orientierten Umbau 
der Bundesagentur verlangt wird: 
weitgehend vorstrukturierte Vermitt-
lungsberatungsprozesse, eng leit-
fadengestützte Gesprächsführung, 
Kundendifferenzierung und Zielbe-
stimmung nach einfachen Schemata, 
standardisierter Produkteinsatz nach 

eng vorgegebenen Handlungs-
programmen. Die SGB II-Evaluati-
on verspricht – aus heutiger Sicht  
– aufgrund der hohen Zahl an ein-
bezogenen Grundsicherungsträgern 
Auskunft über die Varianz von Inter-
aktionsmustern zwischen Fachkräften 
und Adressat/innen, bekommt aber 

als Querschnittsuntersuchung nur be-
grenzt die gesamte Fallbearbeitung 
und deren Verlauf in den Blick. 

Allein die vom SOFI für das IAB durch-
geführte Konzeptstudie nahm eine 
Längsschnittperspektive ein: die 
Fallbearbeitung und die hierzu statt-
findenden Interaktionen zwischen 
Adressaten, Fachkräften des öffent-
lich-rechtlichen Trägers und soge-
nannten „Dritten“ (z.B. Bildungsträger) 
wurden – wenn auch zunächst nur für 
einen eng begrenzten Zeitraum – im 
Verlauf betrachtet. Aufgrund der Sam-
plekonstruktion und des explorativen 
Designs der SOFI-Studie müssen die 
empirischen Befunde sicherlich mit 
aller Vorsicht interpretiert werden. 
Doch verweist die SOFI-Studie zum 
SGB II – hier durchaus im Einklang mit 
Befunden aus dem Bereich der Arbeits-
agenturen –  auf eine ganze Reihe von 
Problemen, die das Zustandekom-
men einer Dienstleistungsbeziehung 
zumindest erschweren: Hierzu zählen 
etwa ein Interaktionskontext sankti-
onsbewehrter „Zwangsberatung“, das 
durch hohe Fallzahlen einerseits und 
begrenzte zeitliche Ressourcen der 
Fachkräfte andererseits begründete 
Standardisierungsproblem oder die 
Schwierigkeiten einer – wie auch im-
mer – arbeitsteiligen Fallbearbeitung 
und -zuständigkeit durch Vermitt-
lungsfachkräfte, Sachbearbeiter/in-

nen und beauftragte Dritte; letztere 
erschwert es sowohl den Fachkräf-
ten, die Fäden im Fall in der Hand zu 
(be)halten als auch den Adressat/in-
nen, sich zurecht zu finden. 

„Zwangskunden“ Arbeitssuchende?

Ein dritter Grund für den disparaten 
Stand der Forschung liegt im theore-
tisch wie empirisch ungeklärten Ver-
hältnis zwischen den Bedingungen 
für die Produktion einer „sozialen 
Dienstleistung“ und dem in gesetz-
liche und untergesetzliche Vorgaben 
gegossenen institutionellen Rahmen 
von „Aktivierung“. Peter Bartelheimer 
hat hierzu in einem Diskussionspa-
pier zur Vorbereitung der Fachtagung 
„Gut beraten? Gut vermittelt?“ des 
Monitors Arbeitsmarktpolitik (siehe 
unten; Download unter: monitor-ar-
beitsmarktpolitik.de) die starke These 
formuliert, dass es letztlich nicht um 
ein Miteinander von Dienstleistungs- 
und Aktivierungsstrategie gehe, wie 
es die Prosa der Hartz-Kommission 
nahe lege. Es gehe vielmehr um die 
Entscheidung einer „strategischen 
Kontroverse“ zwischen fundamental 
unterschiedlichen Leitbildern, deren 
Verfolgung eine jeweils vollkommen 
andere Organisation der Leistungs-
prozesse bedinge. Also hier Arbeit-
suchende als „Zwangskunden“, bei 
denen die Gewährung von Transfer-
leistungen von einer Gegenleistung 
im Sinne eines bestimmten Such-
verhaltens abhängig gemacht wird. 
Alle Arbeitsuchenden sind dabei in 
ein dichtes Netz strikter Kunden-
steuerung (Kundendifferenzierung, 
Eingliederungsvereinbarungen, ver-
pflichtende Maßnahmezuweisung) 
bei vergleichsweise geringem Einsatz 
an personellen und qualifikatorischen 
Vermittlungs- und Beratungsressour-
cen eingebettet. Dort Arbeitsuchen-
de und Arbeitgeber als Auftraggeber 
einer individuellen Beratungs- und 
Unterstützungsleistung; im Rahmen 
der Interaktion von Fachkräften und 
Adressaten sind beide Seiten mit ei-
genen Kompetenzen und Entschei-
dungsrechten ausgestattet, klären  ge-
meinsam den Unterstützungsbedarf 
und legen den dafür nötigen Ressour-
ceneinsatz fest. Selbst wenn in der 
zuletzt genannten Perspektive einer 
Dienstleistungsstrategie Beschrän-

Neue soziale Dienstleistungen 
nach SGB II – Konzeptstudie im 
Auftrag des IAB, Nürnberg

Laufzeit: 10/2005 bis 10/2006

Projektteam: 
Dr. Peter Bartelheimer (SOFI), 
Dr. Volker Baethge-Kinsky (SOFI), 
Dr. Rainer Land, Jutta Henke, 
Andreas Willisch, Andreas Wolf

Veröffentlichungen: Baeth-
ge-Kinsky, V./ Bartelheimer, P./ 
Henke, J. (2007): Fallbearbeitung 
im SGB II – Beobachtungen aus 
dem Inneren der „black box“; in: 
WSI-Mitteilungen, 60. Jg., Heft 
2/2007: 70–77.

Projektbericht und weitere 
Materialien im Projektarchiv 
auf der SOFI-Website unter 
www.sofi-goettingen.de/?id=693
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Fortsetzung von S. 3

kungen der von einem öffentlich-
rechtlichen Träger erbrachten indi-
viduellen Unterstützung eben-
so legitim sind wie der Einsatz von 
standardisierten Verfahren, von Kun-
dendifferenzierung und Controlling: 
Solche Vorgehensweisen dürfen eine 
bedarfsgerechte Einzelfallhilfe oder 
das Handeln qualifizierter Fachkräfte 
nicht behindern. Tatsächlich spricht 
zumindest die vorhandene Empirie 
dafür, dass auf der Grundlage des 
„Aktivierungsleitbildes“ ein Ausmaß 
an Standardisierung und Schemati-
sierung stattfindet, das einer individu-
ellen Dienstleistung entgegensteht. 

Dienstleistungswille kontra 
Standardisierung

Allerdings zeigen sich diese Wider-
sprüche in den beiden Rechtskrei-
sen der Agenturen für Arbeit (SGB 
III) und der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende in verschiedener Aus-
prägung. Arbeitsuchende nach SGB 
III verfügen noch über eine Reihe 
konkreter Rechtsansprüche, insbe-
sondere so lange sie 
Anspruch auf Versi-
cherungsleistungen 
haben. Sie müssen 
diese jedoch in ex-
trem standardisierten 
Verfahren geltend ma-
chen. Im Bereich der 
Grundsicherung ist die 
rechtliche Stellung der 
Adressat/innen noch 
unsicherer als in den 
Agenturen, während 
eine Vielzahl unter-
schiedlicher örtlicher 
Verfahrensweisen der Standardisie-
rung Schranken setzt und Experimen-
tierspielraum auch für eine qualitäts-
orientierte Leistungserbringung lässt. 
Grundprobleme lassen sich dennoch  
hier wie dort beobachten: unvollstän-
dige Problem- und Bedarfsabfragen, 
im Eilverfahren und ohne echte Mit-
wirkung der Adressat/innen erstell-
te Eingliederungsvereinbarungen 
oder die nach einseitig erstellten, 
häufig subjektiv eingefärbten Ein-
gliederungsprognosen getroffenen 
Entscheidungen über die zukünftige 
Kontakt- bzw. Beratungsdichte und 
den Einsatz von Arbeitsmarktmaß-
nahmen. 

Unterschiedliche Deutungen

Eine vom Projektteam des Monitors 
Arbeitsmarktpolitik vorbereitete 
Fachtagung von Hans-Böckler- und 
Otto Brenner Stiftung unter dem Ti-
tel „Gut beraten? Gut vermittelt?“, die  
am 15./16. November 2007 in Berlin 
stattfand, zeigt, dass die gleichen Be-
funde in der Fachöffentlichkeit unter-
schiedlich gedeutet werden. Nimmt 
man die Intensität der Diskussion 
als Maßstab, so gibt es momentan 
weder einen politischen noch einen 
wissenschaftlichen Konsens darüber, 
wie in einem modernen Sozialstaat 
Arbeitsvermittlung institutionell ge-
fasst werden muss und inwieweit der 
Staat schon für die Gewährung des 
sozio-kulturellen Existenzminimums 
eine Gegenleistung des Individuums 
einfordern und entsprechend massiv 
Entscheidungsrechte des Individuums 
beschneiden kann. Dies lässt sich an 
zwei Diskussionspunkten der Tagung 
zeigen, an der Wissenschaftler/innen 
aus den verschiedenen Evaluations-
vorhaben, Vertreter/innen von Ver-

bänden und Gewerkschaften sowie 
Fachkräfte der Arbeitsverwaltung und 
Erwerbslose bzw. Erwerbsloseninitia-
tiven teilnahmen: 
• Unter Verweis auf die Forschung zu 
„Aktivierungsregimes“ in anderen Län-
dern wurde der im Eingangspapier der 
Tagung als grundsätzlich diagnosti-
zierte Widerspruch zwischen dem ge-
setzlichen Aktivierungsauftrag und 
dem Dienstleistungsanspruch ange-
zweifelt und als „normativ“ bezeichnet. 
Die bisherige Empirie für Deutschland 
zeige vielmehr eine große Vielfalt un-
terschiedlicher „Aktivierungsregimes“ 
auf. Schon früher habe es „Zwangse-
lemente“ wie z.B. die Zumutbarkeitsre-

geln gegeben. Ganz ohne Zwang – so 
die Botschaft der Veranstaltung – kön-
nen sich weder das Gros der Arbeits-
marktforscher/innen noch manche Ge- 
werkschaftler/innen den Umgang mit 
Arbeitslosen und Hilfebedürftigen vor-
stellen. 
• Dass die bislang beobachtete Praxis 
den Vorstellungen von einer dienst-
leistungsorientierten Vermittlung 
kaum entspricht und insbesondere 
mit einem Konzept individueller „Be-
ratung“ kollidiert, wurde auf der Ab-
schlussdiskussion der Veranstaltung 
zu einem Zukunftsentwurf „guter Ver-
mittlung“ ebenfalls deutlich: So waren 
sich die Beteiligten weitgehend darü-
ber einig, dass Beratung zwingend ei-
ner sanktionsentlasteten Interaktions-
situation bedarf. Wie dies geschehen 
könne, ohne dass man vollständig 
den Boden des Aktivierungsparadig-
mas  verlässt, beschäftigte die Phan-
tasie vieler: So wurde die Lösung des 
„Beratungsproblems“ überwiegend 
darin gesucht, zeitliche Phasen sank-
tionsentlasteter Arbeitsuche und Ver-
mittlungsberatung zu definieren.

Diskussion über bedarfsorientierte 
Beratung noch am Anfang 

Die Diskussion zeigt, wie sehr – nicht 
zuletzt aufgrund massiver For-
schungslücken im Bereich der Ver-
mittlungsberatung – die Diskussion 
um eine moderne öffentlich-recht-
liche Arbeitsvermittlung noch am 
Anfang steht. Sie zeigt aber auch, was 
„anwendungsorientierte Grundla-
genforschung“ nach dem Selbstver-
ständnis des SOFI zur Klärung dieser 
Frage beitragen kann. Arbeitsmarkt-
dienstleistungen bezeichnen einen 
Forschungsgegenstand, der sowohl 
normative Klärungen im gesellschaft-
lichen Diskurs als auch genaue Beo-
bachtung mittels empirischer Sozial-
forschung erfordert.

Als SOFI Discussion Paper in 
Vorbereitung: Peter Bartelheimer: 
Aktivierungs- oder Dienst–
leistungsstrategie – Überle-
gungen zu Widersprüchen in der 
Bearbeitung von Arbeitslosigkeit 
nach SGB II.
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  Ergebnisse einer WissenschaftlerInnen-Befragung 

Wissenschaftliche Publikationen im Internet 

Mit dem Internet bieten sich neue 
Möglichkeiten für die wissenschaft-
liche Kommunikation. Wissenschaft-
liche Publikationen (Aufsätze, Sam-
melbände oder Monographien) 
werden heute nahezu ausschließlich 
in Form digitaler Dateien erstellt. 
Damit steht dem Online-Zugriff auf 
diese Veröffentlichungen technisch 
nichts mehr im Wege. Ein derart er-
leichterter Zugang zu Publikationen 

entspräche zudem den Normen des 
Wissenschaftssystems, wonach wis-
senschaftliche Ergebnisse nur dann 
mit Anerkennung rechnen dürfen, 
wenn sie der Scientific Communi-
ty verfügbar gemacht werden. Wis-
senschaftliches Wissen ist in diesem 
Sinne ein öffentliches Gut, von dessen 
Nutzung niemand ausgeschlossen 
werden kann.

Diesem freien Zugang stehen aller-
dings die etablierten Funktionsprin-
zipien des wissenschaftlichen Publi-
kationssystems entgegen. Denn die 
physische Produktion und Verbrei-
tung von wissenschaftlichen Publika-
tionen liegt traditionell in der Hand 
von Verlagen, die die Herstellung 
und den Vertrieb von Zeitschriften, 
Sammelbänden und Monographien 
als Geschäftsfeld betreiben. Wissen-
schaftliches Publizieren ist in dieser 
Perspektive eine kommerzielle Akti-
vität, die Publikation selbst eine Ware, 
von deren Nutzung alle diejenigen 
ausgeschlossen werden, die nicht da-
für zu zahlen bereit oder in der Lage 

sind. Dieser Warencharakter ändert 
sich auch dann nicht, wenn Veröffent-
lichungen digital oder als Online-Ver-
sionen verfügbar gemacht werden, 
da deren Nutzung lizenz- und kosten-
pflichtig ist. Paradoxerweise haben 
Veränderungen in der Verlagswelt 
(Konzentration von Verlagsunterneh-
men in Verbindung mit höheren Ren-
diteerwartungen der Anleger) dazu 
geführt, dass insbesondere hochran-

gige Zeitschriften 
ausgerechnet in 
einer Zeit stark im 
Preis gestiegen 
sind, in der das 
Internet günstige 
Verbreitungsmög-
lichkeiten eröffnet. 
Dies strapaziert vor 
allem die Budgets 
der Bibliotheken. 
Es erschwert nicht 
nur die Versor-
gung der Scien-
tific Community, 
sondern hat einen 
wachsenden Wi-

derstand der Wissenschaft (z.B. der 
Max-Planck-Gesellschaft, der DFG, der 
Universitäten) dagegen hervorgeru-
fen, ihren eigenen Output gleichsam 
von den kommerziellen Verlagen „zu-
rückkaufen“ zu müssen. 

Forderung nach Open Access

Nicht zuletzt als Reaktion auf diese Si-
tuation hat die Forderung nach Open 
Access, d.h. nach freiem Zugang zu 
wissenschaftlichen Publikationen 
im Internet an Bedeutung gewon-
nen. Open Access wird dabei in un-
terschiedlicher Weise realisiert. Am 
Beispiel von Zeitschriften: Entweder 
in der Form, dass kostenfrei online 
zugängliche Open-Access-Journale 
neben oder alternativ zu etablierten 
Journalen entstehen (die sog. „golden 
road“). Oder in der Form, dass die Au-
torInnen ihre in etablierten, kosten-
pflichtig zu beziehenden Zeitschriften 
veröffentlichten Aufsätze auf ihrer 
Homepage als Datei zum kostenlosen 
Download zur Verfügung stellen (die 
sog.  „green road“). 

Informationen zum Projekt

Titel: Wissenschaftliches Publizie-
ren im Internet: Bilden sich neue 
Institutionen im Wissenschafts-
system heraus? 

Gefördert  vom Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung 
(BMBF) im Rahmen des Forschungs-
verbundes Mediaconomy

Projektverantwortlich:  
Prof. Dr. Volker Wittke

Projektbearbeiterin: 
Dipl.-Sozialwirtin Heidemarie Ha-
nekop

Laufzeit: 6/2003 – 12/2007

Publikationen:
Hanekop, Heidemarie; Wittke, Vol-
ker (2006): Das wissenschaftliche 
Journal und seine möglichen Alter-
nativen: Veränderungen der Wis-
senschaftskommunikation durch 
das Internet. In: Hagenhoff, Svenja 
(Hrsg.): Internetökonomie in der 
Medienbranche. Göttingen.

Hanekop, Heidemarie; Wittke, Volker 
(2007): Der Einfluss des Internets auf 
die Rekonfiguration des Systems 
wissenschaftlichen Publizierens. 
In: Dolata, Ulrich/Werle, Raymund 
(Hrsg.): Gesellschaft und die Macht 
der Technik: Sozioökonomischer 
und institutioneller Wandel durch 
Technisierung. Frankfurt a.M.

Erste Ergebnisse der Wissenschaft-
lerInnenbefragung wurden auf 
der Jahrestagung der Gesellschaft 
für Wissenschafts- und Technikfor-
schung (GWTF) am 23/24.11.2007 
in Bielefeld präsentiert: 

Hanekop, Heidemarie; Wittke, Volker: 
Open Access Publikationsformen 
in der Wissenschaft im Spannungs-
verhältnis zwischen freier Verbrei-
tung und etablierten Mechanis-
men der Reputationsverteilung. 

Website des Projekts: 
www.sofi-goettingen.de/index.
php?id=659
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Damit kommt den Publikationsstra-
tegien der AutorInnen eine Schlüssel-
rolle für die Durchsetzung eines freien 
Online-Zugangs zu wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen zu. Eine verbreite-
te Auffassung besagt, dass die Anreize 
für AutorInnen, open access zu veröf-
fentlichen, solange gering sind, solan-
ge wissenschaftliche Reputation nach 
wie vor vor allem durch Publikation in 
etablierten hochrangigen – und d.h. 
in der Regel: kommerziellen – Jour-
nalen oder durch Veröffentlichung 
von Monographien in etablierten 
Fachverlagen erzielt wird. Dem wird 
entgegengehalten, dass sich die For-
men der Rezeption wissenschaftlicher 
Literatur mittlerweile deutlich ver-
ändert haben. Weil Wissenschaftle-
rInnen als LeserInnen zunehmend das 
Internet zur Suche nach und für den 
Zugriff auf Literatur nutzen, würden 
leichter zugängliche Open-Access-
Publiktionen von der Scientific Com-
munity stärker wahrgenommen und 
rezipiert, was höhere Reputation zur 
Folge hätte. WissenschaftlerInnen, die 
auf Open Access verzichten, würden 
demnach Nachteile hinsichtlich ihrer 
Sichtbarkeit und der Rezeption ihrer 
Ergebnisse riskieren. Empirische Stu-
dien zu veränderten Rezeptions- und 
Publikationsstrategien liefern wider-
sprüchliche Befunde (DFG-Studie 
2005). 

Online-Befragung von Wissen-
schaftlerInnen

Um diese Veränderungen genauer zu 
untersuchen, hat das SOFI zwischen 
Juli und November 2007 eine Befra-
gung von WissenschaftlerInnen in 
Bielefeld, Göttingen, Stuttgart und 
Karlsruhe durchgeführt. Das Sample 
bestand aus insgesamt 6.400 Wis-
senschaftlerInnen in ausgewählten 
Fachrichtungen an diesen Standorten 
(Universitäten, MPI, Fraunhofer-In-
stitute und andere außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen). Bis Ende 
November lagen rund 1.800 auswert-
bare Fragebögen vor (Rücklaufquote 
28%). Ein Viertel der Antwortenden 
sind ProfessorInnen oder Privatdo-
zentInnen, knapp 40% erfahrene (d.h. 
in der Regel promovierte) Wissen-
schaftlerInnen und 35% junge Wis-
senschaftlerInnen. 

halten. Die Mehrheit der Wissenschaft-
lerInnen nutzt hierzu am häufigsten 
die Onlineversionen der in ihrem For-
schungsfeld relevanten Journale. 

Abb. 2: Um sich auf dem Laufenden zu hal-
ten, wie häufig nutzen Sie ...? 

„sehr häufig“ in %, Mehrfachnennungen 
möglich (n= 1720)

Gefolgt wird diese Option von der 
Nutzung fachspezifischer Onlineda-
tenbanken und Onlineportale. Im 
Unterschied zur gezielten Suche sind 
für ein Viertel der befragten Wissen-
schaftlerInnen auch Bücher eine sehr 
häufig genutzte Quelle, um sich auf 
dem Laufenden zu halten. Dies be-
trifft insbesondere die Disziplinen, in 
denen vorwiegend in Monographien 
publiziert wird (80% bei Histo-
rikerInnen). In einigen Disziplinen 
werden auch Printversionen der Jour-
nale für die regelmäßige Sichtung 
neuer Forschungsergebnisse häufig 
genutzt. Der Vorteil liegt hier darin, 
dass man besser im Text blättern und 
querlesen kann. Bei der Suche nach 
Publikationen im Internet haben Wis-
senschaftlerInnen das Bedürfnis, auch 
online auf den (Voll-) Text zuzugreifen. 
Verlage kommen diesem Bedarf nach, 
indem sie ihre Journale i.d.R. auch als 
Online-Versionen anbieten. Die Hälf-
te aller WissenschaftlerInnen nutzen 
diese Online-Versionen für den Zugriff 
auf (Voll-)Texte (Abb. 3). 

Abb. 3: Wie kommen Sie an die Aufsätze, die 
Sie lesen wollen?

„sehr häufig“ in %, Mehrfachnennungen 
möglich (n= 1720)

  

Veränderung der Rezeptionsstrate-
gien durch das Internet

Wir haben die WissenschaftlerInnen 
gefragt, wie sie nach Veröffentli-
chungen suchen, wie sie sich in ih-
rem Fachgebiet auf dem Laufenden 
halten und welchen Zugang sie zu 
den (Voll-) Texten haben, die sie lesen 
wollen. Bemerkenswert ist, wie weit-
reichend sich bei der gezielten Suche 
nach Literatur digitale Suchmöglich-
keiten durchgesetzt haben. Nur noch 
in Ausnahmefällen wird konventio-
nell in Regalen und Archiven gesucht. 
Auch Bibliothekskataloge sind längst 
über das Internet zugänglich. Überra-
schend ist allerdings, dass ihre Bedeu-
tung für die gezielte Suche nach Lite-
ratur im Vergleich mit Suchmaschinen 
wie „google“ zurück fällt. Mittlerweile 
wird „google“ hierfür häufiger ge-
nutzt als Kataloge. (Abb.1)

Abb. 1: Wie suchen Sie nach Literatur, wel-
che Suchmöglichkeiten nutzen Sie sehr 
häufig? 

„sehr häufig“ in %, Mehrfachnennungen 
möglich (n= 1720)

Ausgeprägt sind Unterschiede zwi-
schen den Fachdisziplinen. So domi-
nieren in den Lebenswissenschaften 
bei der Suche nach internationalen 
Zeitschriftenaufsätzen fachspezi-
fische Suchportale (80%); in der Infor-
matik, Mathematik und Physik sucht 
man bevorzugt mittels „google“ 
(55%) oder in fachspezifischen Archi-
ven. Demgegenüber spielen Biblio-
thekskataloge vor allem in den stärker 
monographieorientierten Geisteswis-
senschaften eine dominante Rolle. In 
den Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften liegen Bibliothekskataloge 
und  „google“ gleichauf. 

Anders gestaltet sich die Suche, wenn 
es darum geht, sich über Entwick-
lungen im eigenen Forschungsfeld 
kontinuierlich auf dem Laufenden zu 
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Die Voraussetzung hierfür ist freilich, 
dass ihre Bibliothek über die Online-
Lizenz des entsprechenden Journals 
verfügt, was keineswegs immer der 
Fall ist. Fast die Hälfte der Befragten 
beklagen, dass fehlende Lizenzen 
sie häufig oder sehr häufig am On-
line-Zugang zum (Voll-) Text hindern 
(dunkle Balken in Abb. 4). 

Abb. 4: Wie häufig kommt es vor, daß Sie 
auf die Online-Version eines Aufsatzes 
nicht zugreifen können, weil es keine Lizenz 
gibt? 

in % (n=1650)

Dies macht deutlich, wie wichtig 
Open Access für den Zugang zu 
Zeitschriftentexten ist. Fasst man 
die unterschiedlichen Varianten der 
Nutzung von Open Access (Open Ac-
cess Journale, Archive und Dateien 
auf den Homepages der AutorInnen) 
zusammen, so gelangen mittlerweile 
knapp 30% der WissenschaftlerInnen 
„sehr häufig“ auf diese Weise an ihre 
Zeitschriftenaufsätze (Abb. 3). Dem-
gegenüber werden Printversionen 
der Journale nur noch von einer Min-
derheit der Befragten „sehr häufig“ 
als Zugangsweg zum Volltext von 
Zeitschriftenpublikationen genutzt.  

Unsere Ergebnisse zeigen: Für die 
Suche nach wissenschaftlichen Pu-
blikationen stellt das Internet mitt-
lerweile das zentrale Instrument 
dar. Was Zeitschriften anbelangt, ist 
das Internet sogar der dominieren-
de und stärker noch der präferierte 
Zugangsweg zu den Volltexten. Al-
lerdings werden die Möglichkeiten 
dieses Online-Zugriffs gegenwärtig 
durch die erforderlichen Lizenzen 
der Wissenschaftsverlage limitiert. 
Die Reichweite, in der einzelne Wis-
senschaftlerInnen online auf Voll-
texte zugreifen können, hängt damit 
stark von der Lizenz-Ausstattung ih-
rer Bibliothek ab.    

Publikationsstrategien von 
WissenschaftlerInnen 

Angesichts der zunehmenden Bedeu-
tung der Sichtbarkeit und Zugäng-
lichkeit von Publikationen im Internet 
wäre zu erwarten, dass Open Access in 
den Publikationsstrategien eine Rolle 
spielt. Dieser Erwartung entspricht, 
dass die überwältigende Mehrheit der 
Befragten die Forderung nach freiem 
Zugang unterstützt (Abb. 5). 

Abb. 5:  Was halten Sie grundsätzlich von 
der Forderung nach kostenfreiem Zugang 
zu allen wissenschaftlichen Publikationen 
(Open Access)? 

in % (n=1680)

Und immerhin die Hälfte der von uns 
befragen WissenschaftlerInnen macht 
eigene Veröffentlichungen frei im In-
ternet zugänglich (dunkler Balken in 
Abb. 6). Hinzu kommen noch etwa 
10%, die dies für die unmittelbare 
Zukunft planen. Allerdings ist der 
Stellenwert, den Open Access in den 
Publikationsstrategien einnimmt, ge-
ringer als diese Zahlen nahe legen.  

Abb. 6: Anteil der WissenschaftlerInnen, die 
eigene Veröffentlichungen frei zugänglich 
machen (Open Access) 

in % (n= 1680)

Zwar stellen über 40% der befragten 
WissenschaftlerInnen eigene Veröf-
fentlichungen auf ihrer Homepage 
oder der ihres Instituts frei zur Verfü-
gung (Abb. 6). Fragt man allerdings 
nach, ob sie auch ihre wichtigsten 
Publikationen online stellen, redu-
ziert sich der Anteil auf 20%. Eine 

Ausnahme bilden hier Disziplinen wie 
Informatik, Mathematik oder Physik, 
in denen auch wichtige Veröffentli-
chungen (d.h. auch publizierte Auf-
sätze, sog. „post-prints“) online frei 
zugänglich sind. 

Fragt man nach den Kriterien, nach 
denen WissenschaftlerInnen ihre Pu-
blikationsentscheidungen treffen, 
spielt die Frage des freien Zugangs 
im Internet bisher nur eine unterge-
ordnete Rolle (dunkle Balken in Abb. 
7). Man orientiert sich überwiegend 
an den Kriterien, nach denen wis-
senschaftliche Anerkennung verteilt 
wird; also vor allem am Renommee 
des Journals bzw. an dessen Impact-
Faktor. Die Ausrichtung an diesen Fak-
toren wird durch die in den gängigen 
Evaluationsverfahren verwendeten 
Kriterien verstärkt.

Abb 7: Wenn Sie einen Beitrag in einer Zeit-
schrift veröffentlichen wollen, wie wichtig 
sind Ihnen dabei die folgenden Kriterien?

„sehr wichtig“ in % (nur AutorInnen, n=1612)

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass 
Open Access in den Publikationsstra-
tegien zwar ein zunehmender, bislang 
freilich nach wie vor begrenzter Stel-
lenwert zukommt. Dies steht im Kon-
trast zur ungleich größeren Bedeu-
tung, den die Internet-Suche und der 
Online-Zugriff auf wissenschaftliche 
Publikationen für die Rezeption wis-
senschaftlicher Literatur mittlerweile 
haben. Da in der Wissenschaft das 
Rezeptionsverhalten zentral für die 
wissenschaftliche Anerkennung (Re-
putation) ist, geht unsere Vermutung 
allerdings dahin, dass die Sichtbarkeit 
und die freie Online-Zugänglichkeit 
der eigenen Veröffentlichungen für 
die Publikationsstrategien von Wis-
senschaftlerInnen zukünftig weiter an 
Bedeutung gewinnen werden. 
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IT-Offshoring – Grund zur Sorge?

„Offshoring“, also die Verlagerung 
von Arbeitsaufgaben oder Arbeits-
plätzen in weit entfernte Weltregi-
onen, ist in aller Munde. Zunächst 
machten vor allem Industriekonzerne 
von sich reden, indem sie dezentrale 
Produktionsnetzwerke aufbauten. 
Inzwischen hat jedoch die Aussicht 
auf billige Arbeitskräfte, neue Talente 
und erweiterte Märkte auch Anbieter 
hochqualifizierter Service-Tätigkeiten 
veranlasst, sowohl Arbeitspakete an 
Subunternehmer „am anderen Ende 
der Welt“ zu vergeben (Offshore-Out-
sourcing), als auch eigene Niederlas-
sungen an neuen Standorten zu eröff-
nen (Captive Offshoring). 

Speziell im IT-Sektor, der im Bereich 
der Hardwareproduktion bereits auf 
eine längere Offshoring-Geschichte 
zurückblickt, experimentieren viele 
Firmen schon seit Jahren mit transna-
tional erbrachten Dienstleistungen, 
besonders im Bereich Software-Pro-
grammierung und IT-Services. Für 
westliche Beobachter ist dies in vie-
lerlei Hinsicht ein Schock – wurden 
solche hochqualifizierten Dienstlei-
stungen doch immer als Beispiel für 
angeblich „verlagerungsresistente“ 
und somit den „Standort Deutsch-
land“ sichernde Tätigkeiten  ange-
führt. Wenn nun aber selbst IT-Arbeit 
in Ländern wie z.B. Indien erbracht 
werden kann – welcher Arbeitsplatz 
ist dann in Deutschland überhaupt 
noch sicher? 

Die „Globalisierungsphantasien“ neo-
klassischer Ökonomen, denen zufolge 
Unternehmen sich weitgehend unab-
hängig von spezifischen Standorten 
über den Erdball bewegen und da-
mit letztlich einen Weltarbeitsmarkt 
schaffen, dessen (sinkende) Standards 
die Löhne und Arbeitsbedingungen 
(auch in Deutschland) unterminieren, 
werden zunehmend für bare Münze 
genommen. Die Drohung von Unter-
nehmen, im Falle kostentreibender 
Rechtsetzung oder missliebigen Ge-
werkschaftsverhaltens den „Standort 

Deutschland“ zu verlassen, erschei-
nen vor diesem Hintergrund als realis-
tisches Szenario.

Arbeit im Zentrum deutsch-in-
discher und indisch-deutscher Ver-
lagerung

Gerade angesichts dieser enormen 
politischen Sprengkraft des Themas 
halten wir eine empirische Analyse des 
Phänomens IT-Offshoring für notwen-
dig. Dabei stellen wir gängige Auffas-
sungen in doppelter Hinsicht in Fra-
ge: Zum einen gehen wir in unserem  

– seit Mai 2006 von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft geförderten 
– Projekt davon aus, dass Verlagerung 
nicht nur von den Zentren in die Pe-
ripherie kapitalistischer Produktion 
erfolgt, sondern auch in umgekehrter 
Richtung. Entsprechend untersuchen 
wir nicht nur ein deutsches IT-Unter-
nehmen und dessen Niederlassung 
in Bangalore (Südindien), sondern 
gleichzeitig ein indisches Unterneh-
men und dessen Niederlassung im 
Rhein-Main-Gebiet (Deutschland). 

Zum anderen richten wir unseren Fo-
kus ausdrücklich auf Arbeit: Immerhin 
dürfte die Frage, wie sich Unterschiede 

zwischen den wirtschaftlichen, poli-
tischen und sozialen Besonderheiten 
verschiedener Standorte auf den Um-
gang mit Arbeit innerhalb eines trans-
national operierenden Unternehmens 
auswirken und inwiefern unter diesen 
Bedingungen eine funktionierende 
transnationale Kooperation und Kon-
trolle sicher gestellt werden kann, 
letztlich auch darüber entscheiden, 
welche Arbeitsaufgaben wo erledigt 
werden. Geht man derart über das 
„Hauptsache billig“-Argument hi-
naus, so erscheinen Unternehmens-
standorte nicht mehr ohne weiteres 

auswechselbar. Stattdessen stellt sich 
zum Beispiel die Frage, welche Art von 
Arbeitskraft an einem spezifischen 
Standort überhaupt produziert und 
reproduziert werden kann; ob und 
wie es Unternehmen dort gelingt, Ar-
beitskräfte zu gewinnen und längerfri-
stig zu halten; welche Art von Koope-
ration man zwischen verschiedenen 
Teilen transnationaler Projektteams 
aufbauen kann; ob die etablierten 
Kooperations-  und Kontrollmecha-
nismen des Mutterunternehmens 
exportiert werden (können) oder sich 
vor Ort spezifische neue Formen ent-
wickeln, die unter Umständen auch 
auf die organisatorischen Standards 
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des Stammhauses zurückwirken und 
sie verändern. Kurz gesprochen: Man 
muss sich mit standortspezifischen 
Regulierungsstrukturen und –prozes-
sen auseinandersetzen, weil – so un-
sere Annahme – Arbeit in Zeiten des 
„Offshoring“ eben nicht nur durch 
die Einbindung in transnationale Un-
ternehmensstrukturen, sondern auch 
durch ihre Einbindung in standortspe-
zifische Produktions-  und Reproduk-
tionsregime geprägt ist. 

In unserer Untersuchung wird dieses 
Spannungsverhältnis offensichtlich. 
Es durchzieht auch unsere Interviews 
mit Management und Beschäftigten 
von deutsch-indischen bzw. indisch-
deutschen Projektteams in einer 
deutschen (Software-)Produkt-  und 
einer indischen IT-Service-Firma. Bei-
de Unternehmen geben an, keinerlei 
arbeitsorganisatorische Unterschiede 
zwischen ihren deutschen und in-
dischen Produktionsstätten zu ma-
chen, sondern eine weltweit einheit-
liche Arbeitseinsatzstrategie an allen 
Standorten zu verfolgen. Und doch 
ist transnationale Projektarbeit auch 
in diesen Firmen durch das Ausein-
anderklaffen der Arbeitsrealitäten vor 
Ort geprägt. Ein kurzes Beispiel mag 
dies verdeutlichen.

Transnationaler Konzern – stand-
ortspezifisches (Re-)Produktions-
regime

Betrachtet man etwa die Arbeit der 
indischen Programmierer/innen in 
beiden Firmen, so fällt auf, dass die-
se viel kleinteiliger zugewiesen und 
kontrolliert wird, als bei ihren deut-
schen Kolleg/innen, mit denen sie 
innerhalb transnationaler Projekt-
strukturen direkt zusammenarbeiten. 
Managementpraktiken unterscheiden 
sich. Insbesondere Prozessbeschrei-
bungen sowie Standardvorgaben für 
die Arbeitsverrichtung spielen eine 
wesentlich größere Rolle als in den je-
weiligen deutschen Niederlassungen. 
Diese arbeitsorganisatorischen Un-
terschiede reflektieren teilweise den 
simplen Sachverhalt, dass Beschäf-

tigte beider Unternehmen in Indien 
im Schnitt sehr viel jünger und daher 
zumeist auch unerfahrener sind als in 
Deutschland. Zudem haben indische 
Hochschulabsolvent/innen, auf die 
beide Firmen fast ausschließlich zu-
rückgreifen, ein anderes Qualifikati-
onsprofil als ihre deutschen Kommi-
liton/innen: Die meisten von ihnen 
sind zwar Ingenieure (engineers), 
aber nicht unbedingt auf Informati-
onstechnologie spezialisiert. Entspre-
chend kann ihre Arbeitskraft noch we-
niger als in Deutschland umgehend in 
den Produktionsprozess  eingehen. 
Dies ist ein wichtiger Grund dafür, 
dass innerbetriebliche Ausbildung in 
den indischen Niederlassungen un-
serer beiden Untersuchungsfirmen 
weit größere Bedeutung hat als in den 
deutschen. Zudem hat der Mangel an 
IT-spezifischem Breiten-  und Tiefen-
wissen Auswirkungen auf die Art der 
Arbeitsaufgaben, für die solche Hoch-
schulabsolvent/innen herangezogen 
werden sowie für den Zuschnitt von 
Stellen, die üblicherweise geringere 
fachliche Spezialisierung von Beschäf-
tigten voraussetzen als in Deutsch-
land. Für indische Beschäftigte be-
deutet dies, dass viele von ihnen dazu 
neigen, sich durch häufige Jobwech-
sel ein überbetrieblich verwendbares 
Qualifikationsprofil zu verschaffen 
und damit ihre Beschäftigungsfähig-
keit zu sichern. Dies trägt sicherlich zu 
den berüchtigt hohen Fluktuations-
raten bei, die als wesentlicher „Stand-
ortnachteil“ von Bangalore gelten. Im-
merhin hat die Tatsache, dass indische 
Beschäftigte sowohl bereit als auch in 
der Lage sind, (wie es sprichwörtlich 
heißt) schon „für ein paar Rupees“ die 
Firma zu wechseln, die Konkurrenz um 
qualifizierte Beschäftigte erhöht und 
zu den rapiden Gehaltssteigerungen 
im IT-Sektor beigetragen, für die nicht 
zuletzt Bangalore steht.

Zudem ist Arbeitsorganisation in den 
indischen Niederlassungen unserer 
Untersuchungsunternehmen da-
durch geprägt, dass indische Beschäf-
tigte meist erst Anfang Zwanzig sind, 
wenn sie ihre ersten Arbeitsstellen 

Informationen zum Projekt: 

Titel : 
Einbettung des „Offshoring“. 
Zur Bedeutung der Qualität von 
Arbeitsverhältnissen in transna-
tionalen IT-Unternehmen

Projektverantwortlich: 
Prof. Dr. Volker Wittke

Projektbearbeiter: 
Dr. Nicole Mayer-Ahuja, Patrick 
Feuerstein M.A.

Gefördert durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG)

Laufzeit: seit Mai 2006

Publikationen:
Nicole Mayer-Ahuja (2006): IT-
Arbeitsverhältnisse unter Bedin-
gungen globaler Wirtschafts-
integration. Eindrücke von 
Veränderungen des indischen 
Gesellschafts- und Produktions-
modells, in: SOFI-Mitteilungen 
34, S. 43-51.

Patrick Feuerstein (2007): Pro-
cessing People? A Labour 
Sociologist‘s Perspective on Risk 
Management in IT-Offshoring 
Projects, Paper, präsentiert auf 
dem „Workshop on Offshoring 
of Software Development – Me-
thods and Tools for Risk Ma-
nagement“, der im Vorfeld der 
International Conference on 
Global Software Engineering 
(ICGSE) 2007 in München statt-
fand.

Nicole Mayer-Ahuja / Patrick 
Feuerstein (2007): IT-labour 
goes offshore: Regulating and 
managing attrition in Bangalo-
re. SOFI Working Paper 2007–2. 
Göttingen: SOFI.

Website des Projekts: 
http://www.sofi.uni-goettin-
gen.de/index.php?id=641
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antreten. Entsprechend sind die mei-
sten von ihnen allein stehend: Dass 
in den indischen Teilen der von uns 
untersuchten Projektteams sehr viel 
länger und flexibler gearbeitet wer-
den kann als in den deutschen, erklärt 
sich unter anderem auch damit, dass 
indische Beschäftigte nach eigenen 
Aussagen ihre Nächte und Wochen-
enden lieber im Büro verbringen als in 
teilweise recht unattraktiven „Jungge-
sellenquartieren“. Verstärkend kommt 
hinzu, dass viele von ihnen aus ande-
ren Teilen Indiens in IT-Zentren wie 
Bangalore strömen und dort zunächst 
keinerlei soziale Netzwerke außerhalb 
der Arbeit haben. 

Schließlich führt die Tatsache, dass die 
vorwiegend jugendlichen Beschäf-
tigten der indischen Niederlassungen 
– auch angesichts des Fach-
kräftemangels in Bangalore 
– schnelle und regelmäßige 
Beförderungen erwarten, 
zu Unterschieden zwischen 
dem innerbetrieblichen Hie-
rarchiegefüge in deutschen 
und indischen Niederlas-
sungen. Immerhin erwarten 
viele indische Beschäftigte 
spätestens alle drei Jahre eine 
Beförderung, während man 
zum Beispiel im deutschen 
Stammhaus der Produktfirma 
auf flache Hierarchien und 
fachliche Weiterentwicklung 
setzt, aber kaum formale 
Beförderungen vornimmt. 
Für indische Beschäftigte ist 
das Ausbleiben von Beför-
derungen jedoch ein Kündi-
gungsgrund – entsprechend 
erfolgen sie in der indischen 
Niederlassung deutlich 
schneller als in Deutschland, 
und teilweise wurden sogar 
neue „Zwischenstufen“ ge-
schaffen. Das Ergebnis sind 
Spannungen innerhalb trans-
nationaler Projektteams, wenn zum 
Beispiel indische Projektleiter fak-
tisch von „einfachen Entwicklern“ auf 
deutscher Seite angeleitet werden, 
die zwar nicht qua Titel einer höheren 
Hierarchiestufe zugeordnet sind, aber 
über langjährige Berufserfahrung 
und fachliche Expertise verfügen. Im 
deutschen Projektteil fühlt man sich 

in solchen Konstellationen teilweise 
von den rapide „aufsteigenden“ in-
dischen Kolleg/innen „überholt“ – im 
indischen Projektteil hingegen kommt 
es zu Unzufriedenheit, weil Titel von 
deutschen Kolleg/innen nicht ernst 
genommen werden. 

Wissenschaftliche und politische 
Konsequenzen

Kurz und gut: Schon ein flüchtiger 
Blick auf die Realität transnationaler 
Projektarbeit macht deutlich, dass 
die betriebliche Organisation von 
Arbeit stark durch Produktions-  und 
Reproduktionsregime verschiedener 
Standorte geprägt ist. Die obigen Be-
merkungen verweisen etwa auf die 
Produktion von Arbeitskraft im in-
dischen Schul  und Hochschulsystem; 

auf die rechtliche Regulierung von Ar-
beitsmarkt und Arbeitsverhältnissen, 
die im Gegensatz zu deutschen Stan-
dards von Dauerbeschäftigung, sozial-
versicherungskompatiblen Berufsbio-
graphien und Senioritätsaufstieg steht 
und Kurz-  statt Langfristigkeit fördert; 
auf Familienstrukturen, Standards von 
Arbeits-  und Freizeitgestaltung und 

Statusvorstellungen in den indischen 
Mittelschichten usw., die der Arbeit 
im transnationalen IT-Konzern vor Ort 
ein ganz spezifisches Gepräge geben. 
Allein die hier angedeuteten Unter-
schiede in Strategien zur Kontrolle des 
Arbeitsprozesses sprechen dafür, dass 
das Management der beiden von uns 
untersuchten Unternehmen weder 
das Ideal einer weltweit einheitlichen 
Arbeitseinsatzstrategie verwirklichen 
kann, noch unbegrenzte Wahlmög-
lichkeiten hat, wie Arbeit an welchem 
Standort organisiert werden soll. 

In wissenschaftlicher Hinsicht bedeu-
tet dies, dass wir die Regulierung von 
Arbeit als Kraftfeld begreifen müssen, 
in dem wirtschaftliche, staatliche und 
gesellschaftliche Strukturen und Pro-
zesse zusammenwirken und stand-

ortspezifisch unterschiedliche 
Formen ausbilden. Dieser 
zunächst rein „forschungs-
technisch“ klingende Befund 
ist allerdings von unmittel-
bar praktischer Bedeutung: 
Wenn IT-Konzerne sich derart 
weitgehend auf einen Stand-
ort einlassen müssen, um die 
dort vorfindliche Arbeitskraft 
gewinnen, halten und effektiv 
in Produktionsprozesse ein-
binden zu können, relativiert 
sich ihre – gemeinhin unter-
stellte – räumliche Mobilität 
beträchtlich. Darüber hinaus 
ist die Frage, wie IT-Beschäf-
tigte in den außereuropä-
ischen Niederlassungen eu-
ropäischer Konzerne arbeiten 
und leben, welche Perspekti-
ven sie mit diesem Job verbin-
den und welche Interessen sie 
für vertretungswürdig halten, 
von unmittelbarer Relevanz 
für Gewerkschaften, die sich 
nicht darauf beschränken, 
deutsche Belegschaften ge-
gen „Billigkonkurrenz“ zu ver-

teidigen. Wenn Unternehmen zuneh-
mend transnational operieren, geht 
am Aufbau transnationaler Interes-
senvertretungsstrukturen kein Weg 
vorbei. Vielleicht trägt unsere Arbeit 
dazu bei, diese schwierige Aufgabe 
zu erleichtern, indem sie Konfliktkon-
stellationen und Potenziale transnati-
onaler Solidarität erkennbar macht.
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Ein neues, im August dieses Jahres 
angelaufenes, SOFI-Projekt geht dem  
Zusammenhang zwischen Innovati-
onsarbeit und Mitbestimmung nach. 
Das Projekt wird von der Hans-Böck-
ler-Stiftung gefördert und von Volker 
Wittke und Jürgen Kädtler geleitet. Es 
ist eines unter mehreren Projekten, 
die die Hans-Böckler-Stiftung ausge-
schrieben hat, um das Verhältnis von 
Innovation und Mitbestimmung aus 
unterschiedlichen Perspektiven und 
mit unterschiedlichen disziplinären 
Zugriffen empirisch zu erforschen.

Innovationsfähigkeit als Wettbe-
werbsfaktor

In der Diskussion über die Zukunfts-
aussichten für Arbeit und Beschäfti-
gung in Deutschland hat die Frage 
betrieblicher Innovationsfähigkeit in 
den letzten Jahren immens an Bedeu-
tung gewonnen. Von erfolgreichen 
Innovationen erwartet man in der 
öffentlichen politischen Diskussion 
eine Veränderung des Produkt- und 
Leistungsspektrums, mit deren Hil-
fe es den Unternehmen am ehesten 
gelingen sollte, dem sich verschär-
fenden weltweiten Kostenwettbe-
werb zu entgehen. Demgegenüber 
gelten herkömmliche Strategien der 
Produktivitätssteigerung zur Siche-
rung von Arbeit und Beschäftigung 
an Hochlohnstandorten nur mehr als 
begrenzt Erfolg versprechend. 

Die Institutionen der betrieblichen 
und Unternehmensmitbestimmung 
werden von einer breiteren Öffentlich-
keit freilich eher als „Innovationsbrem-
se“ denn als innovationsförderliche 
Rahmenbedingung wahrgenommen. 
Mitbestimmung steht hier im Ruf, In-
novationen durch Prozeduren lang-
wieriger Abstimmung und Konsens-
orientierung zu behindern. 

Mitbestimmung als „Innovations-
bremse“?

Die Untersuchung zielt darauf ab, ei-
nen empirisch fundierten Beitrag zu 
dieser Debatte zu liefern. Die zentra-
le Untersuchungshypothese lautet, 
dass für betriebliche Innovationen 
eine Reihe von Problemkonstellati-

onen charakteristisch ist, die von der 
vorherrschenden Innovationsdebatte 
unterbelichtet werden. Hierbei han-

delt es sich um Probleme, die sich 
insbesondere aus der zunehmend 
projektförmigen Organisation be-
trieblichen Innovationshandelns, aus 
steigenden Anforderungen an den 
Wissenstransfer innerhalb von Unte-
nehmen und den dafür notwendigen 
Kommunikationsstrukturen sowie aus 
der Frage der optimalen Nutzung, Er-
haltung und Erweiterung von Innova-
tionskompetenzen ergeben. 

Regulierungsbedarf bei Innovati-
onsprozessen 

Die erfolgreiche Organisation von 
Innovationsprozessen ist damit auf 
spezifische Ressourcen sowie auf be-
triebliche Rahmenbedingungen an-
gewiesen, die die adäquate Nutzung 
dieser Ressourcen (zum Beispiel indi-
viduelle wie organisationale Wissens-
bestände, funktionierende Koope-
rationsstrukturen) unterstützen und 
fördern. Um dies zu gewährleisten, 
ergeben sich für die Betriebe spezi-
fische Regulierungsbedarfe, die im 
vorherrschenden Innovationsdiskurs 
weitgehend ausgeblendet werden 
und für die charakteristisch ist, dass 
sie die Möglichkeiten der Selbstregu-
lation übersteigen. 

Dies heißt nicht, dass die Möglichkeit 
zur Selbstregulation, zumal im Be-
reich hoch qualifizierter Beschäftigter, 
für den Erfolg von Innovationen un-
wichtig wäre. Um betriebliche Inno-

  Betriebliche Mitbestimmung als „Innovationsbremse“?  

Neues SOFI-Projekt: Innovation und Mitbestimmung  

aus den ProjekTen

vationsressourcen zu sichern und zu 
fördern, bedarf es für die Beteiligten 
jedoch auch gesicherter und mög-

lichst verbindlicher 
Spielregeln für In-
novationsprozesse. 
Diese Spielregeln, 
etwa für den Um-
gang mit über-
durchschnittlichen 
Arbeitszeiten, für 
die Institutiona-
lisierung eines 
funktions- und be-
reichsübergreifen-
den Wissenstrans-
fers oder für den 
Umgang mit den 
Unwägbarkeiten 

von Innovationsprojekten, stellen je-
weils mögliche Gegenstände und An-
satzpunkte für Mitbestimmung dar. 

Dreifache Zielsetzung des Pro-
jektes 

Vor diesem Hintergrund verfolgt die 
Untersuchung eine dreifache Ziel-
setzung: Erstens geht es darum, die 
für die erfolgreiche Organisation 
von Innovationsprozessen typischen 
Regulierungsbedarfe zu ermitteln. 
Zweitens sollen die Interessenorien-
tierungen der mit Innovationsarbeit 
Beschäftigten (insbesondere hoch 
qualifizierter Arbeitnehmer) in Bezug 
auf diese Regulierungsbedarfe erfasst 
werden. Drittens soll das Projekt an-
hand von „good practices“ zeigen, ob 
und ggf. wie Mitbestimmung in der 
Lage ist, die Spielregeln für Innovati-
onshandeln mitzugestalten. 

Das Projekt will diesen Fragen mit 
Hilfe von kontrastierenden Fallstu-
dien in unterschiedlichen Feldern 
von Industrie und Dienstleistungen 
nachgehen. Die Fallstudien sollen 
sowohl unterschiedliche Innovations-
konstellationen (Konstellationen mit 
„hohen“ und mit  „begrenzten“ Unge-
wissheiten des Innovationshandelns) 
abbilden als auch die Einbettung von 
betrieblichen Innovationsprozessen 
in unterschiedliche (zum Beispiel in 
„starke“ oder „schwache“) Mitbestim-
mungskulturen berücksichtigen.



VeröffenTlichungen

Rüdiger Mautz, Andreas Byzio, Wolf 
Rosenbaum: Auf dem Weg zur Energie-
wende. Die Entwicklung der Strompro-
duktion aus erneuerbaren Energien in 
Deutschland. Universitätsverlag Göttin-
gen, 2007.

Die Frage nach Mitteln und Wegen 
einer Energiewende ist in der öffent-
lichen Debatte und in der politischen 
Auseinandersetzung zum „Top-The-

ma“ geworden - im wesentlichen 
durch die seit Anfang 2007 veröffent-
lichten Berichte des Weltklimarats 
„Intergovernmental Panel on Climate 
Change“ (IPPC) zu den Ursachen sowie 
den absehbaren Folgen des globalen 
Klimawandels. Die Aktualität des The-
mas verdeckt, dass der heutigen De-
batte hierzulande ein bereits seit über 
30 Jahren andauernder Prozess der 
Verbreitung moderner Technologien 
zur Nutzung erneuerbarer Energien 
vorangegangen ist. Mittlerweile sind 
Wind-, Solar- oder Bioenergie in der 
öffentlichen Wahrnehmung zu den 
vielleicht wichtigsten Hoffnungsträ-
gern für einen nachhaltigen Umbau 
des Energiesystems geworden. 

Von der Vision „sanfter“ Energien 
zur Etablierung und Expansion

Die Tatsache, dass die erneuerbaren 
Energien sowohl eine „Geschichte“ 
als auch hohe Aktualität haben, spie-
gelt sich in den zentralen Thesen des 

Buches  „Auf dem Weg zur Energiewen-
de“ wider, das auf einer von der DFG 
geförderten SOFI-Studie basiert. Zum 
einen rekonstruieren die Autoren, wie 
aus der utopischen Vision „sanfter“ 
Energien und dezentralisierter Wirt-
schafts- und Gesellschaftsstrukturen 
allmählich sich stabilisierende sowie 
von politischen Fördermaßnahmen 
flankierte Innovations- und Technik-
pfade hervorgingen. Zum anderen 

werden gegenwärtige Entwicklungs-
potenziale der regenerativen Ener-
gien sowie mögliche Hemmnisse und 
ambivalente Folgen ihrer Expansion 
untersucht. Ziel der Studie ist, das 
Spannungsfeld von Entwicklungs-
kräften und Gegenkräften der „Erneu-
erbaren“ zu beschreiben. Damit soll 
der Blick geschärft werden für die so-
ziale Dynamik, die der Energiewende 
vorwärts treibende Impulse gibt, aber 
auch ernsthafte Hindernisse in den 
Weg stellen könnte.

Mit der (Wieder-)Entdeckung und 
Diffusion der Stromproduktion aus 
erneuerbaren Energiequellen durch-
läuft das deutsche Stromsystem seit 
den 1980er Jahren einen anfangs 
noch zaghaften, mittlerweile jedoch 
an Dynamik gewinnenden Trans-
formationsprozess. Die Autoren des 
Buches beschreiben diesen Prozess als 
Konfrontation zweier Paradigmen, in 
deren Verlauf die erneuerbaren Ener-
gien zu einer Herausforderung für das 

dominierende Paradigma im Strom-
sektor geworden sind. Dessen we-
sentliche Merkmale sind (erstens) die 
Nutzung fossil-atomarer Energieträ-
ger, (zweitens) die Zentralisierung der 
Stromproduktion und -distribution im 
Rahmen eines auf Großkraftwerken 
und weiträumigen Stromtransporten 
gestützten Verbundsystems und (drit-
tens) die von der Leitnorm der öffent-
lichen Versorgungssicherheit unter-
stützte Herausbildung und Festigung 
oligopolistischer Branchenstrukturen. 
Die Grundprinzipien des alternativen 
– sozialökologischen – Paradigmas 
lauten demgegenüber: dezentrali-
sierte Erzeugungs-  und Versorgungs-
strukturen; pluralisierte Akteursstruk-
turen; Ökologie als Leitnorm.

Dezentralisierte Innovationsver-
läufe und Diffusionssysteme 

Die Entfaltung typischer Innovati-
onsprozesse im Bereich erneuerbarer 
Energien ist ein zentraler Untersu-
chungsgegenstand des Buches. Die 
im Rahmen der deutschen Entwick-
lung schon früh einsetzende Nischen-
dynamik ermöglichte Lernkurven, 
die sich nicht nur auf technische Wei-
terentwicklungen in den diversen 
regenerativen Energiesparten be-
schränkten. Sie erstreckten sich auch 
auf dezentrale Organisationsformen 
regenerativer Stromerzeugung (etwa 
im Bereich von Bürgerkraftwerken) 
sowie auf die Herausbildung wirk-
samer politischer Steuerungsformen 
und Governance-Strukturen. Unter 
diesen für dynamische Nischenent-
wicklungen günstigen Rahmenbedin-
gungen konnten sich dezentralisierte 
Innovationsverläufe und Diffusionssy-
steme mit ihren spezifischen Stärken 
entfalten. Diese lagen zum einen da-
rin, dass ein Potenzial von dezentra-
len Multiplikatoren mobilisiert und 
genutzt werden konnte, über die 
sich die Techniken im sozialen Raum 
– zum Beispiel innerhalb formeller 
wie informeller Netzwerke – weiter 
verbreiteten. Die zweite Stärke resul-
tierte daraus, dass das innovative Po-
tenzial der Anwenderseite im Rahmen 
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rekursiver Hersteller-Anwender-Bezie-
hungen zur Geltung kommen und zu 
einer der treibenden Kräfte technolo-
gischer Lernkurven werden konnte. 
 
Folgen des Wandels des energiepo-
litischen Rahmens

Flankiert wurde die Verbreitung er-
neuerbarer Energien von dem Wandel 
des energiepolitischen Rahmens, der 
von der seit Ende der 1990er Jahre er-
folgten Liberalisierung und Neuregu-
lierung des deutschen Stromsektors 
ausgelöst wurde. Das institutionelle 
Gefüge, in das die Stromwirtschaft 
vormals eingebunden war, ist ge-
öffnet worden. Dadurch bieten sich 
Spielräume für neue Akteure, zum Bei-
spiel im Bereich der Erzeugung und 
Vermarktung „grünen“ Stroms. Für 
die traditionellen Akteure der Strom-
wirtschaft eröffnet die Liberalisierung 
neue Marktchancen, führt aber auch 
zu einer ungewohnten Situation: Un-
ter anderem wird nun Wettbewerb 
um Endkunden möglich, die Einfüh-
rung von Effizienzvergleichen wird 

geplant, ebenso eine kostenorien-
tierte, Erlösobergrenzen definierende 
Anreizregulierung für Netzbetreiber.
 
Bei allen Erfolgen, die die Branche 
der erneuerbaren Energien in den 
letzten Jahren erzielen konnte: Fest-
zuhalten bleibt, dass ihr in Gestalt 

der etablierten Stromkonzerne nach 
wie vor ein mächtiger Akteur ge-
genübersteht, der den Stromsektor 
strukturell dominiert - und weiterhin 
Strategien verfolgt, die auf eine län-
gerfristige Sicherung des fossil-ato-
maren Energiepfades abzielen. Es ist 
aber nicht nur der Gegenwind, der 
von den großen Stromkonzernen 
drohen könnte. Die Verfechter erneu-
erbarer Energien stehen, wie in dem 
Buch gezeigt wird, vor weiteren, neu-
en Herausforderungen: Sie sind kon-
frontiert mit vorher nicht gekannten 
Problemen der Netzintegration sowie 
mit wachsenden Konfliktpotenzialen 
und brancheninternen Leitbildkon-
troversen. 

Abgrenzungen zum traditionellen 
Stromsystem werden diffuser 

Mit dem Erfolgskurs der erneuerbaren 
Energien setzt ein Prozess ein, in des-
sen Verlauf – so eine der zentralen 
Thesen des Buchs – das ursprünglich 
scharfe Profil des neuen Paradigmas in 
seiner Abgrenzung zu Leitmerkmalen 

des traditionellen Stromsystems dif-
fuser geworden ist. Erstens zeichnet 
sich auch im Bereich der Stromerzeu-
gung aus regenerativen Energien ein 
Trend zur wachsenden Anlagengröße 
sowie zur Zentralisierung bestimmter 
Erzeugungstechnologien ab. Zweitens 
wird mit der Zunahme regenerativ 

erzeugten Stroms deutlich, dass der 
gesetzlich garantierte Einspeisevor-
rang für „Ökostrom“ – und damit die 
praktische Umsetzung der Leitnorm 
Ökologie – nur dann aufrechterhalten 
werden kann, wenn die Stromein-
speiser aus der Regenerativbranche 
mehr als bisher aktiv zur optimalen 
Netzeinbindung ihrer Erzeugungs-
techniken beitragen. Drittens bringen 
die zunehmende Verbreitung regene-
rativer Stromerzeugung, das Größen-
wachstum der Erzeugungstechniken 
sowie der Trend zur Zentralisierung 
mit sich, dass auch die erneuerbaren 
Energien zur Umweltbelastung wer-
den und ökologische Kosten verursa-
chen können. Dies führt nicht selten 
zu Auseinandersetzungen im ökolo-
gischen Lager und provoziert zudem 
Widerstände in der Bevölkerung, so-
fern man die eigene Lebensqualität 
durch nahe gelegene Anlagen zur re-
generativen Stromerzeugung (Wind-
parks, Biogasanlagen, große Freiland-
Solaranlagen) beeinträchtigt sieht.

Prinzipien des alternativen Para-
digmas im Wandel

Mit der Expansion der regenerativen 
Stromerzeugung wurde ein Transfor-
mationsprozess des deutschen Strom-
sektors eingeleitet, der noch keines-
wegs abgesichert und abgeschlossen 
ist. Im Zuge dieses Prozesses haben 
sich die Prinzipien des alternativen 
Paradigmas erheblich gewandelt. Für 
die zukünftige Entwicklung der „Er-
neuerbaren“ gibt es inzwischen mehr 
als nur eine Option. Die neue Offen-
heit auf der Ebene der Leitprinzipien, 
so das Resümee der Autoren, könnte 
der Expansion der erneuerbaren En-
ergien weitere Schubkraft verleihen, 
aber auch eine bereits heute sicht-
bare Tendenz zur Polarisierung von 
Akteursstrategien und Zieldefiniti-
onen unter den alternativen Strom-
produzenten verstärken - etwa in der 
Frage der Integration erneuerbarer 
Energien in das Stromsystem oder in 
der Auseinandersetzung um dezen-
trale oder zentralisierte Wege ihres 
weiteren Ausbaus. 

VeröffenTlichungen
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Seit September dieses Jahres gibt es 
im SOFI gewählte Sprecher der drei 
Forschungsschwerpunkte. Martin 
Kuhlmann vertritt den Schwerpunkt 

„Arbeit im Wandel“, Michael Faust 
den Schwerpunkt „Wandel von Pro-
duktions- und Innovationsmodellen“, 
Peter Bartelheimer den Schwerpunkt 
„Sozialmodell: Arbeit – Bildung – Le-
bensweise im Umbruch“. Die Sprecher 
wurden von den MitarbeiterInnnen 
in den jeweiligen Forschungsschwer-
punkten auf zwei Jahre gewählt und 
fungieren zusammen mit dem Direk-
torium als Teil der erweiterten Insti-
tutsleitung. 

Die neue Position des Schwerpunkt-
sprechers bzw. der Schwerpunktspre-
cherin wurde geschaffen, um zentrale 
Leitungsaufgaben wie Forschungs-, 
Akquisitions- und Publikationspla-

nung enger und kontinuierlicher mit 
Diskussionen im Rahmen der For-
schungsschwerpunkte zu verbinden. 
Zugleich soll die Zusammenarbeit in 

und zwischen den Forschungsschwer-
punkten intensiviert und verstetigt 
werden. Ziel ist nicht der Aufbau einer 
Abteilungsstruktur. Vielmehr sollen 
die Forschungsschwerpunkte zu ei-
genständigen Impulsgebern der Insti-
tutsentwicklung ausgebaut werden. 

Die Sprecher/innen fungieren damit 
nicht allein als Vertretungen ihrer je-
weiligen Forschungsschwerpunkte. 
Sie leisten vielmehr einen eigenstän-
digen Beitrag zur Entwicklung einer 
Gesamtstrategie des SOFI, die gerade 
auch von der engen Verbindung un-
terschiedlicher Forschungsschwer-
punkte und der dort angesiedelten 
Kompetenzen lebt.
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Die Arbeitsgruppe „Large Scale As-
sessment of Vocational Education 
and Training (VET-LSA)“, die vom SOFI 
(Prof. Dr. M. Baethge) koordiniert 
wird, hat organisatorisch und inhalt-
lich neue Ergebnisse erzielt: Nach 
mehreren internationalen Workshops 
schält sich immer stärker ein fester 
Kern möglicher Teilnehmerländer 
heraus: Neben den drei deutschspra-
chigen Ländern (Österreich, Schweiz, 
Deutschland) sind dies aktuell Däne-
mark, Finnland, Norwegen, Schweden, 
Slowenien und Spanien. Mit weiteren 
Ländern werden Gespräche geführt. 
Ein wichtiger inhaltlicher Fortschritt 

Mitbestimmungspraxis: 
List der Vernunft?

Beitrag von Michael Schumann zur 
Konferenz der Hans-Böckler-Stif-
tung/IG Metall über „Herausforde-
rungen für die Aufsichtsratsarbeit“

Unter der Überschrift „Strategie-
wechsel bei der Mitbestimmung“ 
vertrat Michael Schumann fol-
gende Kernthesen:

Alle sprechen vom Machtzugewinn 
der Shareholder. Durch die Umfunk-
tionierung des Aufsichtsrats vom 
Kontroll  zum Mitgestaltungsgre-
mium könnten die Kapitalvertreter 
nun auch dem Unternehmensvor-
stand die Politik diktieren. Im Be-
schäftigteninteresse gegenzuhal-
ten wird noch schwieriger.

Der Vorschlag für die Arbeit-
nehmerbank: Die Governance-
Veränderungen selbst offensiv 
besetzen. Es bietet sich eine Dop-
pelstrategie an: Die Kontrollfunkti-
on ermöglicht weiterhin, das wirt-
schaftspolitische Kerngeschäft um 
Rendite, Investment und Standorte 
kritisch gegenzulesen. Hier steht 
die bestmögliche Absicherung der 
Beschäftigteninteressen auf der Ta-
gesordnung. 

Doch die im Shareholder-Interesse 
erfolgte Erweiterung der Aufsichts-
ratsfunktion könnte auch von der 
Arbeitnehmerbank genutzt wer-
den: Mit eigenen Vorschlägen zur 
Gestaltung der Personal  und Ar-
beitspolitik. Dabei ginge es darum, 
die offenkundigen Schwächen der 
Kurzfriststrategie der Sharehol-
der durch ökonomisch und sozial 
begründete, nachhaltige und zu-
kunftsfähige Human-Ressources-
Entwicklungen zu konterkarieren. 
Von Fall zu Fall lassen sich hier 
Bündnisse mit der Management-
seite herstellen.

Vgl. Michael Schumann: „Die Arbeit 
des Aufsichtsrats in mitbestimmten 
Unternehmen – neue Herausforde-
rungen für die Arbeitnehmerbank“, 
Frankfurt 2007, SOFI Homepage.

  Aus dem Institut
Sprecher der Forschungsschwerpunkte als Teil 
der erweiterten Institutsleitung

ist mit der Erarbeitung von Messkon-
zepten  für berufsspezifische Kompe-
tenzen gelungen: Die Messkonzepte 
beruhen auf computer-basierten Si-
mulationen komplexer Aufgaben aus 
authentischen Arbeitssituationen und 
weisen ein hohes Maß an Konstrukt-
Validität auf. Die von Prof. Dr. Rein-
hold Nickolaus (TU Stuttgart) für den 
gewerblich-technischen und Prof. Dr. 
Frank Achtenhagen (Uni Göttingen) 
für den kaufmännischen Bereich ent-
wickelten Ansätze wurden auf zwei 
internationalen Workshops Ende Sep-
tember und Ende Oktober Experten 
präsentiert.

Berufsbildungs-PISA nimmt Gestalt an

M. Kuhlmann M. Faust P. Bartelheimer
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VeröffenTlchunen

Monographien	

Mautz, Rüdiger/Byzio, Andreas/ Ro-
senbaum, Wolf: Auf dem Weg zur 
Energiewende. Die Entwicklung der 
Stromproduktion aus erneuerbaren 
Energien in Deutschland. Universi-
tätsverlag Göttingen, 2007.

Hanekop, Heidemarie (2007): DMB-
Projekt MI FRIENDS – Ergebnisse der 
Begleitforschung Mün-
chen. In: BLM Schriften-
reihe Band 86, München.

Jacobebbinghaus, Peter/
Alda, Holger (2007): FDZ-
Datenreport Nr. 2/ 2007: 
L IAB-Datenhandbuch, 
Version 2.0, Forschungs-
datenzentrum der Bun-
desagentur für Arbeit im 
Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung 
(Hrsg.), Nürnberg.

Working	Paper

Mayer-Ahuja, Nicole/Feu-
erstein, Patrick (2007): 
IT-Labour goes Offshore. 
Regulating and Mana-
ging attrition in Banga-
lore, SOFI Working Paper 
2/2007. (http://www.
sofi-goettingen.de/file-
admin/Textarchiv/SOFI_
working_paper_2_2007.
pdf )

Aufsätze	

Alda, Holger  (2007): Welche Roll 
spielen Betriebe bei der Generie-
rung von Arbeitseinkommen? In: 
Hummell, H. (Hrsg.): Die Analyse 
von Gesellschaften, Organisationen 
und Individuen in ihrem Zusam-
menhang. Theoretische und metho-
dische Herausforderungen, GESIS 
– IZ Sozialwissenschaften, S. 49-76. 

Baethge, Martin (2007): Staatliche 
Berufsbildungspolitik in einem 
korporatistischen System - Lite-
raturangaben. In: Das Wissensmini-

sterium : ein halbes Jahrhundert 
Forschungs- und Bildungspolitik 
in Deutschland. In: Peter Weingart; 
Niels Taubert (Hrsg.), Weilerswist. 
(2006), S. 435-469.

Baethge, Martin;  Solga, Heike; Wieck, 
Markus (2007): Das Elend der jungen 
Männer. Schwierige Übergänge in 
den Beruf. Schüler: Wissen für Lehrer, 
Thema „Jungen“, S. 34-36.

Baethge-Kinsky, Volker (2007): Trans-
formation statt Erosion arbeitsmarkt-
politischer Qualifizierung – Lehren 
aus der Evaluation der Hartz-Gesetze. 
In: WSI-Mitteilungen 6/2007, S. 312-
319.

Baethge-Kinsky, Volker (2007): Lohn-
kostenzuschüsse in der Vermittlungs-
praxis oder: Wie kommt man zu ef-
fizienten Eingliederungsprozessen 
für Benachteiligte? – Stellungnahme 
zum Evaluationsendbericht für das 
Modul 1d „Eingliederungszuschüs-

se und Entgeltsicherung (ZEW, 
IAB, IAT). http://www.monapoli.
de/cps/rde/xbcr/SID-3D0AB75D-
4B76B2F8/monapoli/Stellungnah-
me_Endbericht_Evaluation_EGZ.
pdf

Baethge-Kinsky, Volker (2007): FbW, 
was nun? Wie einem erfolgreichen 
Reformansatz der Boden entzogen 
zu werden droht.  – Stellungnah-

me zum Evaluationsendbe-
richt für das Modul 1b „För-
derung beruflicher Bildung 
und Transferleistungen“ 
(DIW, IZA, infas). http://www.
monapoli.de/cps/rde/xbcr/
SID-3D0AB75D-4B76B2F8/
m o n a p o l i / S t e l l u n g n a h -
me_Endbericht_Evaluation_
FbW.pdf

Baethge-Kinsky, Volker/Wag-
ner, Alexandra (2007): Zur 
Umsetzung des „Gender 
Mainstreaming“ in der wis-
senschaftlichen Evaluation 
der Hartz-Gesetze I bis III. In: 
Rudolph, Clarissa/ Niekant, 
Renate (Hrsg.) (2007): Hartz 
IV - Zwischenbilanz und 
Perspektiven. Erfahrungs-
berichte, Analysen und Be-
wertungen der bisherigen 
Umsetzung, Westfälisches 
Dampfboot. Münster, S. 94-
109.

Bartelheimer, Peter (2007): 
Arbeitsmarktnahe Dienstlei-
stungen, Diskussionspapier 

zur Vorbereitung der Arbeitsta-
gung „Gut beraten? Gut vermit-
telt? Arbeitsagenturen und Grund-
sicherungsträger als Dienstleister“ 
von Hans-Böckler-Stiftung und 
Otto Brenner Stiftung am 15./16. 
November 2007 in Berlin (URL: 
http://www.monapoli.de/)

Bartelheimer, Peter (2007): Politik 
der Teilhabe. Ein soziologischer 
Beipackzettel. In: Fachforum 
1/2007, Projekt gesellschaftliche 
Integration der Friedrich-Ebert-
Stiftung, Berlin.



Briken, Kendra/Kurz, Constanze/
Moog, Petra/Wolf, Harald (2007): 
Wissens- und Innovationstransfer 
von der Hochschule in die Wirtschaft: 
Institutionelle Anreizstrukturen und 
Arbeits- und Berufsorientierungen 
von Biowissenschaftlern. In: Ulrich 
Wengenroth, Hagen Hof (Hrsg.): In-
novationsforschung - Ansätze, Me-
thoden, Grenzen und Perspektiven. 
Münster: LIT-Verlag, S. 171-185.

Faust, Michael/Bahnmüller, Reinhard 
(2007): Die Zeit der Aktienanalysten. 
In: Langenohl, Andreas/Schmidt-
Beck, Kerstin (Hrsg.): Die Markt-Zeit 
der Finanzwirtschaft. soziale, kultu-
relle und ökonomische Dimensionen, 
Marburg: Metropolis, S.37-74.

Faust, Michael/Fisecker, Christiane; 
Bahnmüller, Reinhard (2007): Was in-
teressiert Analysten? Versuch über 
erklärungsbedürftiges Desinteresse 
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an Personalpolitik. In: Berliner Debat-
te Initial, 18 (2007), 4/5, S.16-26.

Kädtler, Jürgen (2007): Finanzmarktka-
pitalismus. Die Macht der Finanzmär-
kte und ihre Bedeutung für die Real-
ökonomie. In: Amos 1 (2007), 4, S.3-9.

Kirpal, Simone/Biele Mefebue, Astrid 
(2007): „Ich habe einen sichern Ar-
beitsplatz aber keinen Job.“ Verände-
rung psychologischer Arbeitsverträge 
unter Bedingung von Arbeitsmarkt-
flexibilisierung und organisationaler 
Transformation. Institut Technik und 
Bildung (ITB), Universität Bremen, ITB-
Forschungsberichte 25/2007.

Kurz, Constanze (2007): Kompetenz-
profile der Ingenieurinnen und Inge-
nieure im Wandel? In: Monico Greif 
(Hrsg.): Das Berufsbild der Ingenieu-
rinnen und Ingenieure im Wandel. 
Facetten eines berufssoziologischen 
Veränderungsprozesses. VDI Beruf 
und Gesellschaft, Report 37. Düssel-
dorf, S. 58-79.

Kühne, Stefan/Wieck, Markus (2007): 
Ungenutzte Potenziale der Zuwan-
derer - Bildungsbeteiligung im nati-
onalen Bildungsbericht. In: Dettling, 
Daniel/Gerometta, Julia (Hrsg.): Vorteil 
Vielfalt. Herausforderungen und Per-
spektiven einer offenen Gesellschaft, 
Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwis-
senschaften, S. 135-148.

Rosenbaum, Wolf (2007): Mobilität im 
Alltag - Alltagsmobilität. In: O. Schöl-
ler, W. Canzler, A. Knie (Hrsg.): Hand-
buch Verkehrspolitik. VS Verlag für So-
zialwissenschaften, Wiesbaden 2007, 
S. 549-572.

Solga, Heike (2007): Bildung für alle (?). 
In: Doris Lemmermöhle und Marcus 
Hasselhorn (Hrsg.), Bildung – Lernen. 
Verlag: Wallstein Verlag GmbH, S. 146-
165.

Wieck, Markus (2007): Unbewältigte 
Übergangsprobleme in der Berufsbil-
dung: Vertiefung sozialer Spaltungen. 
In: Jugend Beruf Gesellschaft, Zeit-
schrift für Jugendsozialarbeit, 58. Jg., 
H. 2/2007, S. 118-130
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Das Kolloquium findet jeweils  
von 16.15	Uhr	bis	18.30	Uhr in 
der Bibliothek des SOFI,  Fried-
länder Weg 31 in  Göttingen 
statt. 

Termine im Januar:

Fr., 11.1.08: 
Arbeitskreis Arbeitssoziolo-
gie (SOFI):  Krise der Industrie-
soziologie? - eine Debatte 

Fr., 25.1.08:
Heidemarie Hanekop, Volker 
Wittke (SOFI): Anwender als 
(Ko-)Innovatoren. Zu den sozi-
alen Voraussetzungen internet-
basierter Anwenderbeteiligung 
in Innovationsprozessen 

Als weitere Sitzung ist im Janu-
ar vorgesehen: 

Martin Baethge, Lena Arends 
(SOFI), Frank Achtenhagen 
(Uni Göttingen): Berufsbil-
dungs-PISA 
 
Der genaue Termin steht noch 
nicht fest. Er wird über die SOFI-
Homepage bekannt gegeben. 

Texte für die Kolloquien 
liegen etwa eine Woche vor 
den jeweiligen Sitzungen im 
Geschäftszimmer des Instituts 
für Soziologie und im SOFI als 
Kopiervorlage aus oder können 
per E-Mail bei istahn@gwdg.de 
bezogen werden. Kurzfristige 
Änderungen im Internet: www.
sofi.uni-goettingen.de.

Forschungskolloquium

im WS 07/08

Personalia

Prof.	 Dr.	 Heike	 Solga	 wurde 
zur Vorsitzenden des Rates 
für Sozial- und  Wirtschafts-
daten gewählt.

Carmen	Lanfer, die seit Janu-
ar 2003 als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am SOFI be-
schäftigt war, wechselte im 
August 2007 zur Geschäfts-
stelle Innovative Weiterbil-
dung beim Projektträger 
DLR.

Claudia	 Kretschmann,	 MA, 
ist seit dem 15. November 
2007 als neue Mitarbeiterin 
am SOFI tätig.

Frauke	 Sanders,	 seit Juni 
2003 als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am SOFI, schei-
det zum Jahresende aus und 
wird Referentin des Betriebs-
rats bei der Volkswagen AG.
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Informationen zu allen Veröffentli-
chungen des SOFI seit 1990 sind im 
Internet zu finden unter: „www.sofi.
uni-goettingen.de“ - in der Rubrik 
„Publikationen“.


